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Bericht
aus dem Landtag FRAKTION

im Niedersächsischen Landtag

Parlamentarischer Geschäftsführer

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Juli-Plenum ist erneut deutlich ge-
worden, wie viel die CDU/FDP-Koaliti-
on im Gegensatz zu SPD-Vorgänger-
regierungen in die Bildung unserer Kin-
der und Jugendlichen investiert. Unmit-
telbar nach Regierungsantrit t haben
CDU und FDP alle freiwerdenden
Lehrerstellen wieder besetzt und  2.500
zusätzliche Stellen geschaffen. Heute
gibt es in Niedersachsen rund 86.000
Lehrkräfte – so viele wie nie zuvor in
der Geschichte Niedersachsens. Die
Bildungsausgaben stiegen seit 2002
um 651 Mio. Euro. Das entspricht ei-
ner Steigerung  um 17,4 Prozent.

Allerdings müssen auch noch im sechs-
ten Regierungsjahr Fehler der SPD-
Vorgängerregierung korrigiert werden.
So hatten die Sozialdemokraten 1998
manche Fachlehrer zu Mehrarbeit ver-
pflichtet, ohne für die Zeit vorzusorgen,
in der diese Überstunden ausgeglichen
werden können. Durch eine faire und
flexible Regelung konnte Kultusmini-
sterin Elisabeth Heister-Neumann ca.
35 Prozent der betroffenen Lehrerin-
nen und Lehrer dazu bewegen, ihre
jetzt beginnende Ausgleichsphase zu
verschieben und weiterhin im ur-
sprünglichen Stundenumfang zu unter-
richten. Mit diesem vorbildlichen Enga-
gement tragen diese Lehrerinnen und
Lehrer zur guten Unterrichtsversor-
gung in Niedersachsen bei.

Die Arbeitslosigkeit in Nieder-
sachsen ist im Juni erstmals seit 16
Jahren unter die Grenze von
300.000 Personen gesunken. Nach
Angaben der Bundesagentur für
Arbeit betrug die Arbeitslosen-
quote in Niedersachsen damit 7,4
Prozent. Wegen der unverändert
hohen Nachfrage der Firmen nach
Personal fänden nicht nur junge
Leute, sondern auch Migranten
und Langzeitarbeitslose über 50
Jahre wieder leichter eine neue
Stelle.

Niedersachsens Ministerpräsident
Christian Wulff sieht die aktuellen
Zahlen auch als Erfolg der Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik
der Landesregierung: „Die positive
Konjunkturentwicklung kommt bei
immer mehr Menschen an. Ich
freue mich besonders, dass es
deutlich mehr Langzeitarbeitslo-
sen gelingt, wieder den Einstieg ins
Erwerbsleben zu schaffen. Durch
die konsequente Ausrichtung un-
serer Programme auf den ersten
Arbeitsmarkt, die enge Verzah-
nung unserer Instrumente mit de-

Ministerpräsident Christian Wulff: „Neue Chancen für Langzeit arbeit slose“
Rückgang der Arbeitslosigkeit

nen der Arbeitsverwaltung und
die verbesserten Rahmenbeding-
ungen ist es gelungen, das
Beschäftigungsniveau in Nieder-
sachsen erfolgreich zu erhöhen.“

Besonders erfreulich ist der Rück-
gang der Quote der Jugendar-
beitslosigkeit: Hier liegt Nieder-
sachsen im Bundesländerranking
mit 6,4 Prozent auf Platz 6. Der
Rückgang von 19,7 Prozent im
Vergleich zum Vorjahresmonat
belegt, dass es wieder deutlich
mehr Chancen für Jugendliche in
Niedersachen gibt. „Unsere An-
strengungen im Pakt für Ausbil-
dung und im Bereich der Qualifi-
zierung haben sich gelohnt. Die
Jugendlichen in Niedersachsen
haben heute bessere Chancen als
noch vor 10 Jahren“, sagte
Wulff.Die drei Landkreise mit den
landesweit niedrigsten Arbeits-
losenquoten waren Vechta (3,9
Prozent), Grafschaft Bentheim
(4,3 Prozent) und Osnabrück (4,5
Prozent).

Eine unterhaltsame und interessante
Lektüre wünscht Ihnen
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Die CDU-Frakti-
on hat sich dafür
ausgesprochen,
dass verstärkt
private Mittel
für den Ausbau
von Rast- und
Parkplätzen an
den Autobahnen

eingeworben werden. „Zu wenig
Rast- und Parkplätze an den Auto-
bahnen verärgern nicht nur die Au-
tofahrer, sondern beeinträchtigen
erheblich die Verkehrssicherheit.
Insbesondere Lkw-Fahrer könnten
oftmals ihre gesetzlich vorge-
schriebenen Ruhezeiten nicht ein-
halten, weil die notwendigen Park-
plätze fehlen“, erklärte der wirt-
schaftspolitische Sprecher der
CDU-Landtagsfraktion Ernst-Au-
gust Hoppenbrock.

Der CDU-Verkehrsexperte wies
darauf hin, dass Niedersachsen
Bundesmittel für die Autobahnen
A 2, A 7 und die A 30 erhalte, mit
denen in diesem Jahr rund 200 zu-
sätzliche Lkw-Parkplätze angelegt
werden. Angesichts einer aktuellen
Verkehrsprognose, die bis zum Jahr
2025 von einem Anstieg des Lkw-
Verkehrs um 40 Prozent und des
allgemeinen Verkehrs um 84 Pro-
zent ausgeht, befürwortete Ernst-
August Hoppenbrock speziell für
den Güterverkehr neue und zusätz-
liche Verkehrssysteme.

„Grundsätzlich sollte der Bund mit
neuen Finanzierungsmodellen stär-
kere Anreize für private Investoren
setzen, um die entsprechenden
Maßnahmen zu finanzieren. Public-
Private-Partnership ist da nur ein
positives Beispiel“, sagte der CDU-
Verkehrsexperte abschließend.

Fehlende Rast- und Park-
plätze an den Autobahnen
Ernst-August Hoppenbrock: „Anreize
für Investitionen in Rast- und Park-
plätze schaffen“

Nach Ansicht
der CDU-Land-
t a g s f r a k t i o n
müssen die Men-
schen wirksamer
vor unerwünsch-
ten und belästi-

genden Telefonanrufen ge-
schützt werden. Für den stellver-
tretenden CDU-Fraktionsvor-
sitzenden Björn Thümler reichen
die geltenden Regelungen, die
die frühere SPD/Grüne-Bundes-
regierung eingeführt hat, dafür
nicht aus. Ebenso sei es wichtig,
dass die vielen seriösen Call-
Center nicht von wenigen
„schwarzen Schafen“ der Bran-
che in Misskredit gebracht wer-
den.

Der CDU-Wirtschaftsexperte hat
im Niedersächsischen Landtag
dafür plädiert, belästigende Te-
lefonanrufe mit einem höheren
Bußgeld zu sanktionieren.
Weiterhin forderte er, dass
l   Werbeanrufe einer ausdrück-
lichen vorherigen Zustimmung
des Verbrauchers bedürfen,
l  Rufnummern bei Werbean-
rufen nicht unterdrückt werden,
l  das Widerrufsrecht bei Zeit-
schriftenabonnements, Wett-
und Lotteriedienstleistungen
und telefonisch abgeschlosse-
nen Verträgen ausgeweitet wird,
l   bei einem Anbieterwechsel der
schriftliche Nachweis der Kündi-
gung des Verbrauchers vorge-
legt werden muss sowie
l  ein Widerrufsrecht bei Ver-
tragsänderung eingeführt wird,
um einen untergeschobenen
Tarifwechsel zu unterbinden.

Unerlaubte
Telefonwerbung
Björn Thümler: „Verbraucher besser
vor unerwünschten und belästigen-
den Telefonanrufen schützen“

Der Nieder-
sächsische Land-
tag hat für ein in
Bund und Län-
dern einheitlich
geltendes Neu-
verschuldungs-
verbot ausgespro-

chen und die Landesregierung gebe-
ten, sich im Rahmen der Arbeit der
Föderalismusreformkommission II
dafür einzusetzen. Parallel dazu soll
die Landesregierung nach mehrheit-
lichem Beschluss der Landtagsab-
geordneten den Artikel 71 der
Landesverfassung um ein Neu-
verschuldungsverbot erweitern.

Der Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer der CDU-Fraktion Dr. Bernd
Althusmann wies darauf hin, dass
man heute konsequent handeln
müsse, wenn man sich einer
generationengerechten Politik ver-
pflichtet fühlt: „Wir dürfen unseren
Kindern und Enkelkindern nicht nur
Schuldenberge und erdrückende
Zinslasten hinterlassen. Deshalb ha-
ben wir nach dem Regierungs-
wechsel 2003 in Niedersachsen kon-
sequent die Konsolidierung der
Landesfinanzen zu unserer Haupt-
aufgabe gemacht. Null Prozent neue
Schulden im Jahr 2010 bedeuten 100
Prozent Chancen für die Zukunft!“

Der CDU-Finanzexperte zeigte sich
skeptisch, ob die Föderalismus-
reformkommission II zu konkreten
Ergebnissen führen wird. Deshalb
forderte er für den Fall, dass Bund
und Ländern sich nicht einigen kön-
nen, ein Neuverschuldungsverbot in
die Landesverfassung aufzunehmen.
Alternativ könnte eine Änderung
der Landeshaushaltsordnung vorge-
nommen werden.

CDU für Verbot der
Neuverschuldung
Dr. Bernd Althusmann: „Null Prozent
neue Schulden im Jahr 2010 bedeuten
100 Prozent Chancen für die Zukunft!“
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Über ein elektro-
nisches Infor-
mat ionsporta l
sollen sich die
Menschen tages-
aktuell über die
g e m e s s e n e n
Strahlungswerte

in der Umgebung der Schachtan-
lage Asse II informieren und die-
se Daten mit den Werten von an-
deren Messstellen in Deutschland
vergleichen können.

Dies sieht ein Antrag vor, den die
Landtagsfraktionen von CDU und
FDP in den Niedersächsischen
Landtag eingebracht haben. Dazu
soll mit mindestens drei Sonden
ein aussagekräftiges Messnetz
rund um die Schachtanlage gebil-
det werden. Das Informations-
portal soll darüber hinaus sämtli-
che Informationen über die Asse
II enthalten.

„CDU und FDP wollen die Vor-
kommnisse in der Asse II lücken-
los aufklären. Dafür müssen wir
größtmögliche Transparenz her-
stellen. Das Internetportal soll
helfen, Informationen über die
Sicherheitsbedingungen schnell
bereit zu stellen, um dadurch ver-
loren gegangenes Vertrauen zu-
rück zu gewinnen“, erklärte dazu
der stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende Karl-Heinrich Lang-
specht. Für die Koalitions-
fraktionen steht die Sicherheit
der Mitarbeiter, der Bevölkerung
und der Umwelt an oberster Stel-
le.

Die Koalitionsfraktionen streben
eine zukunftsorientierte Lösung
an, die jegliche Gefährdungen für
die Umwelt und auch für künfti-
ge Generationen ausschließt.
„Deshalb muss das Schließungs-

CDU und FDP fordern lückenlose Aufklärung zu Asse II
Karl-Heinrich Langspecht: „Größtmögliche Transparenz mit tagesaktuellen
Informationen herstellen“

konzept für die Schachtanlage
völlig ergebnisoffen beraten
werden“, sagte Karl-Heinrich
Langspecht.

Im Antrag begrüßen CDU und
FDP unter anderem die Verein-
barung zwischen dem Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung, dem Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit und dem
Niedersächsischem Ministerium
für Umwelt und Klimaschutz,
eine „Task Force“ aus Experten
einzurichten, um die Situation im
Forschungsbergwerk Asse
schneller aufzuklären.

Weitere Informationen unter:
www.landtag.niedersachsen.de
Þ Þ Þ Þ Þ Drucksache 16/294

Die Schachtanlage Asse II bei
Wolfenbüttel ist ein altes Bergwerk,
in dem bereits seit 1906 Salze gewon-
nen wurden. Nachdem die Grube
1965 unwirtschaftlich geworden war,
wurde sie für die Endlagerung radio-
aktiver Stoffe erforscht. Bis 1978
wanderten 125.000 Behälter mit
schwach- und 1.300 mit mittel-
radioaktivem Müll unter die Erde.

1995 begann das GSF-Forschungs-
zentrum für Umwelt und Gesundheit
mit der Verfüllung des Bergwerkes.
Bis 2004 wurde Salz aus einem Kali-
bergwerk in die als besonders insta-
bil geltende Südflanke gekippt. Bis
2014 soll das Bergwerk nach Plänen
der Betreiber mit 46.900 Kubikme-
tern eingelagertem Atommüll mit
Hilfe einer Magnesium-Lösung geflu-
tet werden, da die Sicherheit Fachleu-
ten zufolge nach diesem Zeitpunkt
nicht mehr gegeben ist. Mittlerweile
haben sich die Betreiber in
Helmholtz-Gemeinschaft um-
benannt.

Vom Salzbergwerk zum Atom-
endlager - Die Asse
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Der Anstieg der
Studienbewerber-
zahlen in den kom-
menden Jahren ist
eine große Chance
für Niedersachsen.

Die Landesregie-
rung hat im Konsens mit den Hoch-
schulen rechtzeitig Vorkehrungen
getroffen, um den Anstieg der
Studienplatznachfrage und damit
auch dem ’doppelten Abitur-
jahrgang’ Studienchancen sichern zu
können“, sagte der Nieder-
sächsische Minister für Wissen-
schaft und Kultur, Lutz Stratmann,
in der  Landtagsdebatte über stei-
gende Schulabsolventenzahlen.

Das Land wird in den Jahren 2007 bis
2010 insgesamt 11.200 Studienan-
fänger zusätzlich aufnehmen.
Hierfür werden den Hochschulen in
Niedersachsen bis zum Jahr 2010
etwa 110 Mio. Euro, je zur Hälfte
vom Bund und vom Land, zur Verfü-
gung gestellt.

Ab 2011 sind bereits mit einer
Verpflichtungsermächtigung weite-
re 174 Millionen Euro Mittel des
Landes für rund 16.600 weitere neue
Studienanfänger (bezogen auf das
Jahr 2005) in den Jahren 2011 bis
2013 vorgesehen. „Ich kann mit
Stolz sagen, dass Niedersachen als
erstes Bundesland diese verbindli-
che Festlegung für die zweite Phase
des Hochschulpaktes getroffen hat“,
so Stratmann.

Weitere Informationen unter:
 www.landtag.niedersachsen.de
Þ Þ Þ Þ Þ Drucksache 16/089

Auf steigende Schulab-
solventen vorbereitet
Lutz Stratmann: „Niedersachsens
Hochschulen sind gut aufgestellt“

In der Debatte um
die künftige Or-
ganisation der
Grundsicherung
für Arbeitssuch-
ende haben sich
die Landtags-

fraktionen von CDU, FDP, SPD und
Grüne in einem gemeinsamen An-
trag dafür ausgesprochen, die kom-
munale Wahlfreiheit zu stärken.

Bei allen Überlegungen zu den
künftigen Strukturen muss nach
Ansicht der vier Fraktionen die Fra-
ge im Vordergrund stehen, welche
Lösung die beste Grundlage für
eine erfolgreiche Vermittlung für
Arbeitssuchende bietet. Hierbei
sind sich die Fraktionen einig, den
Kommunen den dafür notwendi-
gen Entscheidungsspielraum ge-
ben zu wollen.

„Die Erfahrungen mit den Options-
kommunen in Niedersachsen ha-
ben gezeigt, dass eine dezentrale
Arbeitsmarktförderung für Lang-
zeitarbeitslose besser auf deren Be-
lange eingehen kann als eine zen-
trale Struktur. Daher muss es den
Kommunen überlassen bleiben, ei-
genverantwortlich und dauerhaft
als Optionskommune tätig zu sein
oder sich für eine andere Form der
Aufgabenwahrnehmung zu ent-
scheiden wie bei den bisherigen Ar-
beitsgemeinschaften (Argen)“, sag-
te der CDU-Landtagsabgeordnete
Dr. Max Matthiesen.

Vermittlung für Ar beits-
suchende verbessern

Die Landtags-
fraktionen von
CDU und FDP ha-
ben den Gesetzent-
wurf zur Novel-
lierung des Nieder-
sächsischen Gleich-
be rech t i gungs -

gesetzes in den Niedersächsischen
Landtag ein. Ziel ist es, bestehende
Defizite beim Vollzug des Gesetzes
abzubauen.

„Während im bisherigen Gleich-
berechtigungsgesetz vor allem das
Ziel der Frauenförderung betont
wurde, wird in der Novelle die
Vereinbarkeit von Erwerbs- und
Familienarbeit als gleichrangig
daneben gestellt. Die Regelungen zu
beiden Zielen sollen nun sowohl für
Frauen als auch für Männer
gleichermaßen gelten“, erläuterte
die stellvertretende CDU-Fraktions-
vorsitzende Heidemarie Mundlos.
Aufgabe der bisherigen Frauen-
beauftragten werde es zukünftig
sein, beide Geschlechter zu unter-
stützen, um dem Anspruch auf
gleichberechtigte Teilhabe gerecht
zu werden und Erwerbs- und
Familienarbeit vereinbaren zu kön-
nen. Folgende Schwerpunkte greift
der Gesetzentwurf auf:

l Förderung der Vereinbarkeit von
Familien- und Berufsarbeit für
Männer und Frauen in der öffentli-
chen Verwaltung,
l Abwendung von der reinen Frau-
enförderung hin zum Ziel der
Gleichstellung beider Geschlechter
im Beruf sowie
l Erweiterung des Aufgabenkata-
logs der Gleichstellungsbeauf-
tragten um die Mitwirkung bei Maß-
nahmen der Verwaltungsreform und
des Personalabbaus.

Gleichberechtigungsgesetz
auf den Weg gebracht
Heidemarie Mundlos: „Familie und
Beruf besser miteinander vereinbaren“

Dr. Max Matthiesen: „Mehr Wahl-
freiheit für Kommunen



Informationen und mehr: www.cdu-fraktion-nie dersachsen.de

Ausgabe  54 – Juli  2008
Seite 5

Bericht
aus dem Landtag

Der Landtag hat
ein neues Schul-
gesetz be-
schlossen. Un-
ter bestimmten
Bedingungen
können ab dem
Schuljahr 2009/
2010 neue Ge-

samtschulen in Niedersachsen
gegründet werden.

„Niedersachsen ist und bleibt das
Land des vielfach differenzierten
und gegliederten Schulsystems,
das ausgerichtet ist auf die För-
derung der vielfältigen Begabun-
gen unserer Kinder und Jugendli-
chen.

Und diese Vielfalt spiegelt sich
wieder in unseren Hauptschulen,
Realschule und Gymnasien, den
zusammen organisierten Haupt-
und Realschulen, den Integrier-
ten Gesamtschulen, den Koope-
rativen Gesamtschulen, den zehn
verschiedenen Förderschulfor-
men sowie den Schulen in freier
Trägerschaft.

Schulvielf alt wir d ergänzt

Mit unserem neuen Gesetz kön-
nen jetzt zu den bereits bestehen-
den 60 Gesamtschulen weitere
integrierte und kooperative Ge-
samtschulen hinzukommen, die
die Vielfalt unserer Schul-
landschaft ergänzen“, erklärte der
stellvertretende CDU-Fraktions-
vorsitzende Karl-Heinz Klare im
Niedersächsischen Landtag.

Folgende drei Bedingungen müs-
sen für die Errichtung einer neuen
Gesamtschule erfüllt sein:

1. es muss ein nachhaltiger und
qualifizierter Elternwille vorhan-

Niedersächsischer Landtag beschließt neues Schulgesetz
Karl-Heinz Klare: „Gesamtschulen ergänzen das gegliederte Schulwesen in
Niedersachsen“

den sein und in einer Befragung
nachgewiesen werden,

2. der Schulträger muss den An-
trag auf Gründung einer Gesamt-
schule stellen sowie

3. Kinder müssen die Möglichkeit
haben, weiterhin Schulen des ge-
gliederten Schulsystems in zu-
mutbarer Entfernung besuchen
zu können.

Einschulungsalter wird gesenkt

Weiterhin hat der Nieder-
sächsische Landtag schrittweise
das Einschulungsalter in die
Grundschule gesenkt. Dabei wird
der Stichtag für die Schulpflicht

in drei Schritten vom 30. Juni ei-
nes Jahres auf den 30. September
verlegt. Um den Schulträgern und
Eltern genügend Zeit zu lassen,
sich auf die Veränderung einzu-
stellen, sollen erstmalig 2010 Kin-
der schulpflichtig sein, die in die-
sem Jahr am 31. Juli das sechste
Lebensjahr vollendet haben, 2011
wird dann der Stichtag der 31.
August sein und 2012 der 30. Sep-
tember. Außerdem enthält das
neue Schulgesetz eine Nach-
folgeregelung für das am 1. Au-
gust 2009 auslaufende Berufs-
grundbildungsjahr.

David McAllist er neuer CDU-Landesvorsitzender

Die CDU in Niedersachsen hat David McAllister auf dem Landes-
parteitag am 14. Juni 2008  mit einem Traumergebnis zum neuen
Vorsitzenden gewählt: Von den 375 Delegierten entschieden sich
371 in geheimer Wahl für den 37-jährigen Familienvater aus Bad
Bederkesa. Das entspricht einer Zustimmung von 98,9 Prozent.
Christian Wulff, der auch stellvertretender CDU-Bundesvorsitzender
ist, hatte nach 14 Jahren nicht mehr für das Parteiamt in Nieder-
sachsen kandidiert.

 Foto: Picture-alliance
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Über diese
Frage habe
ich vom 27.-
28. Juni  in
Schwerin auf
der Tagung
der innenpoli-
tischen Spre-

cher der CDU/CSU-Fraktionen in
Bund und Ländern mit meinen
Kollegen ausführlich gespro-
chen. Ohne Zweifel sind die Um-
triebe der NPD sowohl in den
Landesparlamenten, denen sie
angehört, als auch die ihr nahe
stehender Kameradschaften
rechtsextremistisch, menschen-
verachtend und mit den Grund-
sätzen unserer demo-
kratischen Ordnung in
keiner Weise vereinbar.
Aber hat ein erneutes
NPD-Verbotsverfahren
Aussicht auf Erfolg?
Zunächst muss eines
klar sein: Ein Parteien-
verbot ist eine
besonders scharfe Waf-
fe des wehrhaften
Rechtsstaates. Wer sie
einsetzt, muss be-
sonders sorgfältig vor-
gehen, sowohl in juris-
tischer als auch in
politischer und taktischer
Hinsicht.

Für eine erfolgreiche Neuaufla-
ge des Verbotsverfahrens gegen
die NPD hat das Bundesverfas-
sungsgericht 2003 strenge Maß-
stäbe aufgestellt. Drei Punkte
sind davon von zentraler Bedeu-
tung.
1. Äußerungen von Parteimit-
gliedern, die V-Leute sind oder
waren, können nicht verwertet
werden.
2..... Im Verbotsverfahren sind Äu-
ßerungen von V-Leuten klar zu

Soll ein Verbotsverfahren gegen die NPD eingeleit et werden?
Kommentar von Hans-Christian Biallas

kennzeichnen.
3. Solange sich V-Leute in der
Parteiführung befinden, besteht
ein nicht behebbares Prozess-
hindernis.

Gemessen an diesem Maßstab
sehen die von der Union geführ-
ten Länder derzeit keine tragfä-
hige Basis für ein erneutes NPD-
Verbotsverfahren.

Das von der SPD vorgetragene
Argument, man könne allein
durch offen zugängliches Materi-
al ein  Verbotsverfahren inhaltlich
begründen, ist höchst fragwürdig.

Niemand kann nämlich garantie-
ren, dass dieses Material nicht
doch durch aktive und ehemalige
V-Leute beeinflusst ist. Damit
würde es einem Verwertungs-
verbot unterliegen.

Außerdem müssten für ein Erfolg
versprechendes Verfahren sämt-
liche V-Leute in den Führungs-
ebenen der NPD in Bund und Län-
dern „abgeschaltet“ werden. Da-
mit hätte der Verfassungsschutz
keinerlei Informanten mehr.

Genau dies würde zu einem ho-
hen sicherheitspolitischen Risiko
führen, weil eine Beobachtung
der NPD damit nicht mehr mög-
lich wäre. Die fatale Folge wäre:
Der Verfassungsschutz würde als
Frühwarnsystem der wehrhaften
Demokratie gegen rechts-
extreme Verfassungsfeinde aus-
fallen. Der Staat wäre in seiner
Aktionsfähigkeit gegen Extremis-
ten stark eingeschränkt.

Die Debatte über ein erneutes
NPD-Verbotsverfahren ist aber
auch deshalb so gefährlich, weil
sie die NPD intern stärken könn-
te. Denn genau diese Debatte

wird von den Rechtsextremen
derzeit instrumentalisiert, um
von massiven internen Proble-
men abzulenken und den me-
dialen Bekanntheitsgrad zu
steigern. Übrigens: Selbst
wenn ein NPD-Verbots-
verfahren erfolgreich wäre, ist
zu befürchten, dass sich ehe-
malige NPD-Mitglieder in
neuen Strukturen und Parteien
organisieren und unter ande-
rem Namen weiterhin ihre Pa-
rolen verbreiten.

Deshalb gilt zusammengefasst:
Nicht diejenigen, die derzeit we-
gen offensichtlicher Risiken vor
einem erneuten NPD-Verbots-
verfahren warnen, sondern dieje-
nigen, die es um jeden Preis er-
zwingen wollen, tragen unge-
wollt zu einem Wiedererstarken
des Rechtextremismus bei. Des-
halb ist es derzeit besonders
wichtig, gemeinsam mit allen ge-
sellschaftlichen Kräften die geis-
tige und politische Auseinander-
setzung mit der NPD zu führen
und rechtsextremes Gedanken-
gut bereits im Ansatz zu bekämp-
fen.

 Foto: Picture-alliance
NPD-Verbot: Die CDU hält das Risiko, dass ein
Verbotsverfahren gegen die rechtsextreme Partei
scheitert, für zu groß.



Informationen und mehr: www.cdu-fraktion-nie dersachsen.de

Bericht
aus dem Landtag Ausgabe  54 – Juli  2008

Seite  7

Die Mitglieder dieses
C D U / F D P - A r b e i t s -
kreises besuchten am 19.
Juni die Ausstellung „Die
Schöninger Speere –
Mensch und Jagd vor
400.000 Jahren“ im
Landesmuseum Hanno-
ver. Im Anschluss an eine
Führung sprachen die AK-Mitglieder unter anderem mit der Direktorin des
Landesmuseums, Dr. Heide Grape-Albers, über die Ausstellung sowie über
die Museumskonzeption.

AK Wissenschaft und Kult ur im Landesmuseum Hannover

Regierungskommission Klimaschutz
wird errichtet
Das Landeskabinett hat am 1. Juli
2008 die Einrichtung der
Regierungskommission Klima-
schutz beschlossen und damit ei-
nen Beschluss des Nieder-
sächsischen Landtages vom 18.
Oktober 2007 umgesetzt. Ziel der
Regierungskommission ist es, im
Dialog mit den wichtigsten gesell-
schaftlichen Gruppen Handlungs-
strategien in den Themen-
bereichen Klimaschutz und Klima-
folgenanpassung zu entwickeln.
Dies soll dann die Grundlage für
ein umfassendes Klimaschutz-
programm des Landes sein. In der
Kommission werden die Verbän-
de der Wirtschaft, des Umwelt-
schutzes, der Kommunen, die Ge-
werkschaften, Kirchen, Wissen-
schaft und Stiftungen sowie alle
Ministerien und die Staatskanzlei
vertreten sein. Die Mitglieder
werden vom Minister für Umwelt
und Klimaschutz, Hans-Heinrich
Sander, berufen. Weitere Informa-
tionen unter
www.mu.niedersachsen.de

Kurzmeldungen

Kabinet t beschließt gemeinsames
Konzept „Pakt für Qualif izierung“
Die Niedersächsische Landesre-
gierung plant, gemeinsam mit
der Wirtschaft, den Gewerkschaf-
ten und der Bundesagentur für
Arbeit, einen „Pakt für Qualifizie-
rung“ (PfQ) zu initiieren. Das Ka-
binett hat Anfang Juli dem Kon-
zept hierzu zugestimmt und den
Startschuss für die weitere Ab-
stimmung mit den Arbeitsmarkt-
partnern gegeben. „Wir wollen
mit dem Pakt für Qualifizierung
aktiv auf den aktuellen
Fachkräftemangel sowie die de-
mografischen und strukturelle
Herausforderungen für den Ar-
beitsmarkt reagieren“, sagte
Wirtschaftsminister Walter
Hirche. Weitere Informationen
unter
www.mw.niedersachsen.de

AK Häfen und Schifffahrt in Stade-Bützfleth
Der Arbeitskreis Häfen und Schifffahrt der Fraktionen von CDU und FDP
informierte sich im Beisein von CDU-Fraktionsvorsitzendem David

McAllister in Stade-
Bützfleth über den Hafen-
ausbau. Das Land Nieder-
sachsen hat für dieses Pro-
jekt Finanzmittel in Höhe
von 120 Mio. Euro in die
Haushaltsplanung der
nächsten Jahre eingestellt.

Auf Einladung des Parlamentskreises Mittelstand (PKM) und der Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung (MIT) der CDU in Niedersachsen disku-
tierten der Bundesvorsitzende der Christlich-Demokratischen
Arbeitnehmerschaft (CDA), der nordrhein-westfälische Arbeitsminister Karl-
Josef Laumann (2.v.l.) und der MIT-Bundesvorsitzende Dr. Josef Schlarmann
(2.v.r.) am 30. Juni in Hannover über eine moderne Arbeitsmarktpolitik. In
ihren Statements sprachen sich beide dafür aus, über das Verhältnis von
Flexibilität und Sicherheit in der Union intensiv nachzudenken. PKM-Spre-
cher Ernst-August Hoppenbrock (m) konnte zahlreiche Vertreter von PKM
und MIT begrüßen.

Parlamentskreis Mitt elstand der CDU-Fraktion diskutier t
über moderne Wege der Arbeitsmarktpolitik
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Te r m i n e

Dienstag,  16. September  2008, ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag
Mittwoch,  17. September 2008,  ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag
Donnerstag,  18. September  2008, ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

P e r s ö n l i c hDer BL stellt an dieser Stelle die neuen Landtagsabgeordneten in der
CDU-Fraktion vor.

Unterwegs im Wahlkreis: Beim Rad-
fahren und Wandern im heimischen
Wesergebirge findet Otto
Deppmeyer regelmäßig den Aus-
gleich zu seinen zahlreichen Tätig-
keiten. Neben seiner Arbeit im Land-
tag engagiert sich der 61-jährige seit
vielen Jahren in der Kommunal-
politik und im Landvolk. In der Land-
jugend war er vier Jahre Mitglied im
Europäischen Vorstand.

Warum ich mich politisch
engagiere? Demokratie lebt von
der Mitwirkung der Bürger. Bei mei-
ner Arbeit in der Landjugend habe
ich erlebt, wie sich der Einsatz für die
Region erfolgreich auswirkt. Diese
Erfahrungen habe ich in der
Kommunalpolitik vertieft und will
ich jetzt im Landtag weiter umset-
zen.
Welches politische Ziel möchte ich
innerhalb dieser Legislaturperiode
verwir klichen?
Die Wirtschaft im Weserbergland
stagnierte in den 90er Jahren. Mein
Ziel ist, den Aufschwung der letzten
fünf Jahre auch bei uns zu verstär-
ken, mit der Förderung von
Wirtschaftswachstum und dem Ab-
bau der Arbeitslosigkeit.
Tipp für Urlaubsreisen:
Mein Reisetipp ist Südtirol. Dort ver-
bindet sich die Landschaft der Alpen
mit dem mediterranen Klima Itali-
ens. Dies sind beste Voraussetzun-
gen für Aktivurlaub und Urlaub zum
Ausspannen.

Name:
Otto Deppmeyer
Geburtsdatum:
22.05.1947
Familienstand:
verheiratet
Beruf :
selbstständiger
Landwirtschaftsmeister
Ausschüsse:
Ausschuss für Ernährung, Landwirt-
schaft, Verbraucherschutz und Lan-
desentwicklung; Petitionsausschuss
Wahlkreis:
38 Hameln/Rinteln
Erststimmen:
40,5 Prozent
Kontakt:
Hemeringer Straße 6
31840 Hessisch Oldendorf
Tel.: 05151/924480
E-mail:
mail@otto-deppmeyer.de
www.otto-deppmeyer.de

Samstag, 5. Juli 2008,  ab 11.00 Uhr
Eröff nung 28. „Tag der Niedersachsen“ in
Winsen/Luhe mit  Ministerpräsident
Christian Wulff

In Kooperation mit
neun Schulen aller
Schulformen hat die
Niedersächsische
Staatskanzlei einen
Internetauftritt für
Kinder konzipiert.
Die neue Kinder-

Website bietet kindgerechte Infor-
mationen etwa zum Bundesland
Niedersachsen, zur Landesregierung
oder zum Thema Schule.

Minist erpräsident Christian Wulff schaltet Niedersachsen-
Website für Kinder frei

Zudem gibt sie zahlreiche Tipps zur
Freizeitgestaltung und zur Natur in
unserem Land. Daneben bietet die
Seite kleine Spiele.

Christian Wulff: „Wir wollen die Kin-
der anregen, selbst aktiv zu werden
und eigene Inhalte zu erstellen.“ Die
Jungen und Mädchen werden etwa
aufgerufen, eine Geschichte zu er-
zählen oder ihr Lieblingsrezept auf-
zuschreiben.
www.kinder.niedersachsen.de


